
Bruttodifferenzmethode kann bei 
Ausgleichsberechnung zulässig sein
Prozessparteien einigen sich im Berufungsverfahren vor dem OLG München

Zunehmend wehren sich Vertreter dagegen, 
dass übertragene Altbestände den Ausgleich 
zum Übertragungswert mindern. Ein jüngst 
vor dem OLG München erledigter Rechtsstreit 
zeigt, dass Versicherer mit dieser Praxis nicht 
auf verlorenem Posten stehen.

In dem Streitfall hatte ein Versicherer bei 
der Berechnung des Ausgleichsanspruchs nach 
den „Grundsätzen“ die so genannte Bruttodiffe-
renzmethode angewendet. Der gängigen Praxis 
entsprechend hatte der Versicherer den dem Ver-
treter übertragenen Bestand in Höhe des Über-
tragungswertes von dem ausgleichspflichtigen 
Bestandswert in Abzug gebracht. Der Vertreter 
zog dagegen vor Gericht. Er wollte den über-
tragenen Bestand nur zu dem bei Vertragsen-
de vorhandenen Prämienwert abgezogen wis-
sen. Den Wert ermittelte der Vertreter, indem er 
den Gegenwartswert schätzte, und zwar ausge-
hend vom Ursprungswert und unter Abzug ei-
nes jährlichen Prämienabriebs. Die auf dieser 
Basis ermittelte höhere Ausgleichsforderung 
machte der Vertreter klagweise geltend. 

Das Landgericht sprach ihm den Betrag 
zu.1 Zur Begründung führte es aus, bei der 
Berechnung des Ausgleichsanspruchs nach 
den „Grundsätzen-Sach“ könne keinesfalls 
der gesamte dem Vertreter übertragene Be-
stand angerechnet werden, sondern allen-
falls derjenige, der bei Vertragsbeendigung 
noch vorhanden sei. Der Versicherer könne 
dem nicht entgegenhalten, dass es sich um 
 eine pauschale Berechnungsmethode handele, 
welche aus Gründen der Abrechnungsverein-
fachung nicht danach differenziere, ob ein Teil 
der übertragenen Verträge abgewandert und 
durch neu hinzugeworbene kompensiert wor-
den sei oder nicht. Aus der Regelung der Ziff. I 
Nr. 2 der „Grundsätze-Sach“ ergebe sich, dass 
nicht auf den Bestand als solchen abzustellen 
sei, sondern auf die Provisionen, die dem VV 
in den letzten fünf Vertragsjahren aus ihm 
übertragenen einzelnen Versicherungsver-
trägen im Jahresdurchschnitt tatsächlich zu-
geflossen seien. Zwar sei der Vertreter nach 
allgemeinen Grundsätzen darlegungs- und 
beweispflichtig für die Voraussetzungen des 
Ausgleichs. Für seinen Einwand bei der Be-
rechnung des Ausgleichsanspruchs nach den 
„Grundsätzen-Sach“ sei ein Abzug wegen ei-
nes übertragenen Bestandes zu machen, sei 
aber der Unternehmer beweispflichtig. Er wol-
le den vom Vertreter berechneten Ausgleich 
schließlich wegen des übertragenen Bestan-
des mindern. Deshalb müsse er den übertra-

genen bzw. noch vorhandenen Bestand bzw. 
die hieraus zugeflossenen Provisionen der 
letzten fünf Jahre im Einzelnen konkret dar-
legen und beweisen. Berufe sich der Versiche-
rer gegenüber einem vom Vertreter nach den 
„Grundsätzen“ begehrten Ausgleich darauf, 
dass er dem Vertreter einen Bestand an Ver-
sicherungsverträgen übertragen habe, so ob-
liege dem Versicherer jedenfalls eine sekun-
däre Darlegungslast. Nach dem Grundsatz 
der Zumutbarkeit der Beweisführung habe er 
nach Treu und Glauben substantiiert darzule-
gen, welche der übertragenen Verträge in den 
letzten fünf Jahren vor Beendigung des Ver-
tretervertrages noch vorhanden seien. Denn 
der Vertreter lege seinen Ausgleich bzw. des-
sen Berechnung nachvollziehbar dar, wenn er 
den ihm übertragenen Bestand unter Ansatz 
einer angenommenen Abwanderungsquote auf 
den bei Vertragsbeendigung noch vorhande-
nen Bestand hochrechne.

Vereinfachung der Grundsätze 
spricht für Versicherer

Das Urteil wurde nicht rechtskräftig. Im 
Berufungsverfahren vor dem Oberlandesge-
richt München einigten sich die Prozesspar-
teien darauf, dass der Ausgleichsanspruch 
unter Zugrundelegung der Bruttodifferenz-
methode berechnet wird. Zuvor hatte der Se-
nat zu erkennen gegeben, dass er dem Land-
gericht nicht folge. Der Senat führte aus, dass 
die Vereinfachungsfunktion der Grundsätze 
für die Berechnung des Versicherers spreche. 
Durch die pauschale Anrechnung des Altbe-
standes solle gerade vermieden werden, jeden 
einzelnen Vertrag darauf zu überprüfen, mit 
welchem Bestandswert er noch vorhanden 
sei. Unabhängig davon obliege dem Vertreter, 
der einen Ausgleich geltend mache, die Dar-
legungs- und Beweislast dafür, welche Versi-
cherungsverträge er im Einzelnen geworben 
habe. Daran ändere sich auch dadurch nichts, 
dass der Ausgleichsanspruch auf der Basis der 
„Grundsätze“ berechnet würde und ein über-
tragener Bestand zu berücksichtigen sei.

Im Streitfall sei es auch keineswegs so, 
dass dem beklagten Versicherer eine sekun-
däre Darlegungslast treffe, sodass dieser hät-
te vereinzeln müssen, dass und welcher über-
tragene Vertrag im Zeitpunkt der Beendigung 
des Vertretervertrages noch vorhanden gewe-
sen sei. Dass die geworbenen und übertrage-
nen Bestände unter einer Agenturnummer 
geführt worden waren und dem Vertreter im 

Zeitpunkt der Bestandsübertragung keine Be-
standsliste überlassen worden war, rechtfer-
tigte aus Senatssicht keine andere Beurteilung. 
Nicht gelten ließ der Senat auch die Ansicht2, 
ein Anscheinsbeweis streite dafür, dass ein 
abzugsfähiger Altbestand nur in dem Umfang 
gegeben sei, den der Vertreter einräume, wenn 
der Versicherer der Behauptung des Vertreters, 
es seien Bestände abgewandert, nicht entge-
gentrete, indem er die noch vorhandenen Be-
standswerte darlege. 

Erneut wurde die schätzweise Darlegung 
des ausgleichspflichtigen Bestandes für unzuläs-
sig erklärt.3 Er teilte auch nicht die Auffassung, 
dass es einem Vertreter nicht zuzumuten sei, den 
Bestand darzulegen. Dabei ließ er auch nicht 
gelten, dass der Vertreter alle Unterlagen he - 
rausgegeben bzw. vernichtet haben wollte. Dem 
Vertreter stünden im Zweifel Auskunftsrechte 
zur Vorbereitung seines Ausgleichsanspruchs 
zu.4 Da der Vertreter seiner Darlegungs- und 
Beweislast nicht nachgekommen sei, müsse da-
her der gesamte Altbestand abzüglich des nach 
den „Grundsätzen“ im Streitfall berücksichti-
gungsfähigen Anteils vom Gesamtbestand in 
Abzug gebracht werden.

Als Fazit ist folgendes festzuhalten: Nach 
den „Grundsätzen“ ist die Bruttodifferenzme-
thode nicht von vorneherein unzulässig.5 Ver-
treter haben den Neubestand auch dann darzu-
legen und zu beweisen, wenn der Versicherer 
den übertragenen Altbestand bei der Berech-
nung nach den „Grundsätzen“ mit dem Über-
tragungswert in Abzug gebracht hat. Kann der 
Vertreter seiner Darlegungslast nicht nach-
kommen, steht ihm Auskunftsanspruch zu. 
Dies gilt nicht, wenn die übertragenen Be-
stände unter gesonderten Agenturnummern 
geführt werden.
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